
GEMEINDE SÖCHTENAU 

LANDKREIS ROSENHEIM 

BEBAUUNGSPLAN NR. 1 
MIT INTEGRIERTEM GRÜNORDNUNGSPLAN 
"SÖCHTENAU - NORD" 

8. ÄNDERUNG 

im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
für das Grundstück FI.Nr. 145 Gemarkung Söchtenau, Alte Römerstraße 10 

BEGRÜNDUNG 

Fertigstellungsdaten: 

Entwurf: 30.10.2019 

Entwurfsverfasser der 8. Änderung : 

Huber Planungs-GmbH 
Hubertusstraße 7, 83022 Rosenheim 
Tel. 08031 381091 , Fax 37695 
huber.planungs-gmbh@t-online.de 



Gemeinde Söchtenau I Bebauungsplan Nr. 1 mit integriertem Grünordnungsplan "Söchtenau - Nord" 
Begründung zur 8. Änderung 

Bestand 

2 

Das bestehende Wohngebäude mit seinen Nebengebäuden auf FI.Nr. 145 Gemarkung 

Söchtenau befindet sich innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets des rechtskräftigen Be­

bauungsplanes Nr. 1 mit integriertem Grünordnungsplan "Söchtenau - Nord". 

Grund der Bebauungsplanänderung 

Mit Schreiben vom 23.04.2019 beantragte der Eigentümer des o.g. Grundstücks für die 

Dachsanierung und Kniestockerhöhung sowie Einbau von Dachgauben die Änderung des 

Bebauungsplanes. Die erforderliche Befreiung vom Bebauungsplan (Überschreitung der 

festgesetzten Wandhöhe) kann nicht erteilt werden . 

Städtebauliche Beurteilung 

Das Wohngebäude auf FI.Nr. 145 Gemarkung Söchtenau liegt vollständig innerhalb eines 

mit Ein- und Zweifamilienhäusern bebauten Gebietes. Es fügt sich harmonisch in die Umge­

bungsbebauung ein . Das Baugründstück ist vollständig erschlossen. 

Nun soll eine Dachsanierung mit Aufstockung des Wohngebäudes stattfinden , um das 

Dachgeschoss effektiv nutzen zu können. Die Aufstockung fügt sich problemlos in die Um­

gebungsbebauung ein . Städtebaulich wird dies begrüßt, da es Planungsabsicht der Gemein­

de ist, zur Schaffung von Wohnraum geeigneten Innenraum zu verdichten als zusätzlich 

Bauflächen im Außenbereich auszuweisen. Eine pauschale Erhöhung im gesamten Bauge­

biet ist jedoch aufgrund der unterschiedlichen Bebauung mit unterschiedlichen Grenzabstän­

den schwierig. Aus diesem Grund wird die Gemeinde in jedem Einzelfall prüfen , ob und wo 

eine Nachverdichtung oder Erhöhung der Wandhöhe aufgrund des Nachbarschutzes und der 

Ortsplanung möglich ist. Dies wurde bereits bei früheren Bebauungsplanänderungen (2. und 

3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 Söchtenau-Nord) so praktiziert und soll auch wei­

terhin so gehandhabt werden . 

Durch die Planung wird keines der Schutzgüter Menschen, insbesondere die menschliche 

Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt , Klima und Luft, Landschaft, Boden und 

Fläche, Wasser, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter negativ beeinflusst, da keine zu­

sätzlichen Flächen versiegelt werden . 
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Durch die Planung des Bauherrn musste die Wandhöhe im Bebauungsplan erhöht werden. 

Auf eine generelle Erhöhung der Wandhöhen im gesamten Bebauungsplan wird jedoch ver­

zichtet. Dies zeigt sich in der Praxis schwierig , da eine genaue Betrachtungsweise oft am 

Zugang zum Grundstück scheitert. Außerdem ist auch nicht in allen Fällen eine Wandhöhen­

erhöhung sinnvoll und gewünscht (Beschattung Nachbargebäude). Grundstücke mit Ände­

rungswunsch können dies im Zuge einer Offenlage mitteilen , so die Meinung des Gemeinde­

rates Söchtenau . 

Verfahrensablauf 

Die Änderung wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 Abs. 2 BauGB durchgeführt . Dies 

bedeutet, hier verkürzt sich das Verfahren auf die öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 

Von einer frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs . 1 BauGB kann abgese­

hen werden . Die Beteiligung der Öffentlichkeit wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Rahmen 

einer öffentlichen Auslegung durchgeführt. Parallel dazu werden die Behörden und sonstigen 

Träger öffentl icher Belange gemäß § 4 Abs . 2 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme auf­

gefordert. 

Es entfällt die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB. 

Von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 

we lche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie von der zusammenfas­

senden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB wird abgesehen. Die Überwachung nach § 4c 

BauGB entfällt ebenfalls . 

S. Forstner 

Erster Bürgermeister 

Rosenheim , 30.10.2019 
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